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1. Die ursprüngliche Idee der NAO

Anfang 2011 eröffnete die Sozialistische In-
itiative Berlin-Schöneberg (inzwischen SIB – 
Sozialistische Initiative Berlin) mit ihrem „Na 
endlich“-Papier die Debatte um die Grün-
dung einer „Neuen Antikapitalistischen Or-
ganisation“ (NAO).

Die SIB bemängelt in ihrem Papier die Zer-
splitterung und Handlungsunfähigkeit der 
revolutionären Linken in Deutschland und 
bezieht sich dabei u.a. auf ein von Avanti 
forciertes „neues kommunistisches Projekt“, 
welches „wir auf´s Schärfste begrüßen“ 
und sogar auch auf die historischen Erfah-
rungen der 3. Kommunistischen Internatio-
nale.

In dem Papier wird eine „ergebnisoffene 
und zielgerichtete Debatte“ angestrebt, mit 
dem Ziel, unterschiedliche Teile von „Mar-
xismus und Autonomie, Links-Sozialisten/
Links-Kommunisten und Bewegungslinke“ 
auf Grundlage einer „Einigung in entschei-
denden Fragen“ in einer zu gründenden 
„demokratisch-zentralistischen“� NAO ge-
meinsam zu organisieren. Eine Grundidee 

� Aus dem „Na endlich“-Papier: „Eine Lanze brechen 
möchten wir für den Demokratischen Zentralismus 
[…]. Ehrlich gesagt, wissen wir gar nicht, wie eine 
revolutionäre Organisation anders als ‚demokra-
tisch-zentralistisch’ funktionieren soll […]. Auch beim 
Thema ‚DemoZent’ sollten wir von schon gemach-
ten Erfahrungen lernen. ‚Demokratie ohne Zentra-
lismus’ führt zum Modell II. Internationale (oder zu 
so was wie der IL), ‚Zentralismus ohne Demokratie’ 
führt zum Modell III. Internationale nach 1924.“

war es auch, dass Personen und Gruppen 
aus unterschiedlichen Spektren voneinan-
der bzw. aus ihren Fehlern und Erfahrungen 
lernen könnten. Des Weiteren sollten „pro-
grammatische und strategische Leitplan-
ken“ festgelegt werden.

Weiterhin wurden in dem Papier „5 unver-
handelbare Punkte“ festgelegt:

1. Konzept des revolutionären Bruchs
2. Keine Mitverwaltung der kapitalistischen 
Krise
3. Klassenorientierung
4. Einheitsfront-Methode
5. (Eine gewisse) organisatorische Verbind-
lichkeit

Darüber hinaus setzt sich das Papier mit 
den rassistischen und sexistischen Ausbeu-
tungs- und Unterdrückungsverhältnissen 
auseinander.

Außerdem wird festgestellt, dass der Kapi-
talismus nicht von alleine zusammenbricht, 
es wird keine verkürzte Kapitalismuskritik 
geübt und es wird sich nicht mit reaktionä-
ren und nationalistischen Bewegungen im 
Ausland solidarisiert, wie dies leider in den 
ideologisch von der Sozialdemokratie oder 
vom Stalinismus geprägten Gruppierungen 
häufig praktiziert wird.

Es folgten umfangreiche Diskussionen und 
Artikel u.a. auf der Seite der Online-Zeitung 
Trend – teils zustimmend, teils mit offener 
Ablehnung.

2. Einige Kritikpunkte am „Na 

endlich“-Papier
Wir hatten schon am Anfang – neben grund-
sätzlicher Zustimmung zu den Grundgedan-
ken des „Na endlich“-Papiers – auch einige 
Kritikpunkte formuliert. Hier soll es lediglich 
um die wesentlichsten Punkte gehen.

a) Breite und Offenheit zum Reformismus
Dem Wunsch nach Breite und Offenheit 
ist ein zu positiver Bezug auf reformistische 
Gruppierungen und Organisationen ge-
schuldet. So werden die italienische Ri-
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fondazione Comunista� und die deutsche 
Linkspartei� im „Na endlich“-Papier vor al-
lem wegen taktischer Fehler innerhalb ihrer 
parlamentarischen Arbeit und nicht wegen 
ihres grundsätzlichen Charakters kritisiert.

Bei Syriza� und der der subjektiv revolutio-
nären NPA� werden nur die Positionen be-
stimmter Flügel zur Wahl- bzw. Regierungs-
Bündnisarbeit mit kritischem Unterton dar-
gestellt, aber nicht die programmatischen 
Fehlpositionierungen (Syriza) und Unschär-
fen (NPA) der Gesamtparteien kritisiert.

� „Von Anfang an fehlte allerdings Klarheit über die 
Frage der Regierungsbeteiligung. RC war später an 
zwei Mitte-Links-Regierungen beteiligt, die in einem 
völligen Desaster für RC und die gesamte italieni-
sche Arbeiterbewegung endeten.“
3 „die Ostverbände […] wollen in die Regierung, bei-
nahe um jeden Preis.“
� „Innerhalb von SYRIZA/SYNASPISMOS wird ak-
tuell eine heftige Debatte geführt zwischen den – 
verkürzt gesagt – beiden Polen ‚Regierungsbildung 
mit PASOK’ oder ‚Klassenunabhängigkeit/Klassen-
kampf’.“
� „Allerdings ist das Verhältnis der NPA zur Parti de 
Gauche innerhalb der NPA umstritten, ein Flügel 
pocht auf die enge Zusammenarbeit.“

b) Die Einheitsfront-Methode
In einem etwas verkürzten geschichtlichen 
Abriss wird die Einheitsfront-Methode auf-
gegriffen, ohne auf die damaligen ge-
schichtlichen Auseinandersetzungen (Kritik 
von der kommunistischen Linken�) und auf 
die mit der Anwendung der Einheitsfront-
Taktik verbundenen Gefahren einzugehen, 
auf die Lenin in den damaligen Diskussio-
nen hingewiesen hat.�

So wird bei der falschen Anwendung der 
Einheitsfront-Methode in der Regel auf die 
eigenständige Propaganda- und Agitati-
ons-Freiheit verzichtet bzw. werden die ei-
genen Positionen zurechtgestutzt und es 
wird die taktische Zusammenarbeit für ta-
gespolitische Ziele mit strategischen Optio-
nen verwechselt.

c) Unkritischer Umgang mit Demokratie
An einigen Stellen wird von „Rätedemo-
kratie“ und „sozialistischer Demokratie“ ge-
schrieben, um sich von autoritären Sozia-
lismusmodellen oder der bürgerlichen De-
mokratie („die bürgerlichen Freiheiten mit 
sozialem Inhalt füllen“) abzugrenzen, ohne 
� „Es handelt sich [bei unserer Auffassung, „dass die 
Bildung eines permanenten leitenden Organs aus 
den Vertretern der verschiedenen proletarischen 
Parteien im Widerspruch mit dem Prinzip der Tak-
tik der Einheitsfront steht“] also keineswegs darum, 
aus der Zahl der Forderungen der Einheitsfront 
die politischen Fragen auszuschalten und nur wirt-
schaftliche zuzulassen, es handelt sich auch nicht 
darum ... vorübergehende Unterhandlungen selbst 
mit den schlimmsten Führern der Opportunisten ab-
zulehnen... es handelt sich darum, für unsere Par-
tei die volle Möglichkeit zu bewahren, während der 
Entwicklung der Einheitsfront auf allen Gebieten an 
der Einreihung der proletarischen Kräfte im eige-
nen Sinne weiterzuarbeiten. Wir behaupten, dass 
die Gefahr, die Einheitsfront zu einem kommunisti-
schen Revisionismus degenerieren zu sehen, be-
steht, und um sie zu vermeiden, muss man sich in-
nerhalb dieser Grenzen halten.“ (Bordigas Rede auf 
dem Vierten Weltkongress der Kommunistischen 
Internationalen: http://www.sinistra.net/lib/bor/art/
borkipvwkd.html)
� „[Wir] behalten uns aber die vollste Freiheit der 
Agitation, Propaganda und politischen Tätigkeit vor. 
Ohne die letzte Bedingung darf man sich natürlich 
nicht auf einen Block einlassen, denn das wäre Ver-
rat.“: Der „Linke Radikalismus“, die Kinderkrankheit 
im Kommunismus (1920), LW, Bd.31, S. 73.

Lenin:
Niemals die Freiheit der Agitati-
on und Propaganda vergessen!
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jedoch auf das Alltagsbewusstsein der 
Massen und die Durchsetzbarkeit grundle-
gender sozialer und politischer Verände-
rungen einzugehen. Fälschlicherweise wird 
hier auf demokratische Mehrheiten ver-
traut, statt auf soziale und politische Kräfte-
verhältnisse, mit denen bisher stets solche 
Veränderungen einhergingen, oder um mit 
Friedrich Engels zu sprechen: „Eine Revolu-
tion ist gewiß das autoritärste Ding, das es 
gibt; sie ist der Akt, durch den ein Teil der 
Bevölkerung dem anderen Teil seinen Wil-
len vermittels Gewehren, Bajonetten und 
Kanonen, also mit denkbar autoritärsten 
Mitteln aufzwingt“.�

An einer anderen Stelle wird dem „demo-
kratischen Zentralismus“ ein ganzes Kapitel 
gewidmet, auch mit dem Verweis auf die 
zweite und dritte kommunistische Internatio-
nale. Hier wird es versäumt zu analysieren, 
dass demokratische Mechanismen nicht 
verhinderten, dass Sozialdemokratie und 
Stalinismus revolutionärer Kräfte ausschlos-
sen, die Parteien für reformistische Kräfte 
geöffnet, damit die Mehrheitsverhältnisse 
umgedreht und somit letztlich kritische De-
batten und Auseinandersetzungen unter-
drückt haben – mit demokratischer Legiti-
mation. Die Folgen hiervon waren u.a. die 

� Friedrich Engels in: Von der Autorität, MEW, Bd.18, 
S. 308

Zustimmung der SPD zum 1. Weltkrieg und 
die Durchsetzung der stalinistischen „Real-
politik“ unter demokratischem Ausschluss 
aller revolutionären Kräfte.

d) „Die Magie der großen Zahl“
„D.h. ein Start mit z.B. 600 Leuten wäre kein 
wirklicher Schritt vorwärts im Vergleich zum 
Bestehenden, denn es gibt so was wie die 
‚Magie der (großen) Zahlen‘. 1000 ernsthaft 
Interessierte / Beteiligte bis Mitte / Ende die-
sen Jahres sind ein anspruchsvolles, aber 
realistisches Ziel.“

Dieses Zitat spricht für sich. Für uns war diese 
Ziel von Anfang an unrealistisch.

e) Was für eine Organisation wollen wir?
Was unserer Meinung nach außerdem un-
klar blieb, war die Frage, welche Art von Or-
ganisation wir  überhaupt aufbauen wollen 
und zu welchem Zweck wir uns organisieren 
müssen. Dies hatten wir damals in unserer 
ersten Stellungnahme zur NAO-Diskussion 
bereits kritisiert und eine Organisierung um 
der Organisierung willen – einzig und alleine 
als Effizienz steigernde Maßnahme bei der 
Initiierung von Sozialprotesten – abgelehnt 
(Widerspruch zwischen ökonomischer oder 
politischer Organisierung – vgl. Lenin: „Was 
tun“). Unser Ziel ist ganz klar der Aufbau ei-
ner kommunistischen Organisation (siehe 
nächster Punkt).

3. Gründe für unsere Beteiligung 
am NAO-Prozess

Nach intensiver interner Diskussion entschie-
den wir uns Ende 2011 trotz der aufgeführten 
Kritikpunkte dafür, uns an der NAO-Diskussi-
on zu beteiligen und schrieben 2011/2012 
unseren ersten Beitrag zur Debatte: „Kom-
munistische Organisierungsdebatte? Na 
endlich!“.

Im Vordergrund standen dabei für uns nicht 
die genannten Kritikpunkte, sondern die 
suggerierte Offenheit und Diskussionsbe-

reitschaft sowie die positive Umgangsweise 
miteinander, die wir sehr begrüßt haben. 
Unsere Kritikpunkte haben wir von Anfang 
an eingebracht, wenn auch nicht klar ge-
nug, wie wir heute selbstkritisch reflektieren 
müssen.

Wir sind der festen Überzeugung, dass es 
notwendig ist, eine revolutionäre/kommu-
nistische Organisation aufzubauen, um re-
volutionäre theoretische Grundlagen zu 
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entwickeln, (theoretisch wie praktisch) an 
die historischen Erfahrungen der kommuni-
stischen Bewegung anzuknüpfen und vom 
historischen Scheitern von Sozialdemokra-
tie und Stalinismus, aber auch aus eigenen 
Fehlern zu lernen. Nur so kann eine revolu-
tionäre Kritik an den bestehenden Verhält-
nissen und eine konkrete kommunistische 
Politik entwickelt werden, die nicht die Feh-
ler wiederholt, z.B. nationalistischen und 
anderen bürgerlichen Bewegungen oder 
Strömungen hinterher zu laufen oder eine 
Nachtrabpolitik zu praktizieren.

Die Entwicklung theoretischer Positionen 
erfolgt nicht im luftleeren Raum, sondern 
findet in einem dialektischen Verhältnis 
bei der Beteiligung an konkreten sozialen 
Kämpfen und bei der Auswertung realer 
Erfahrungen statt. Soziale Kämpfe müssen 
unterstützt, zusammengefasst und zuge-
spitzt und eine kommunistische Perspektive 
sichtbar gemacht werden.

Der Massenaufstand, die revolutionäre 
Erhebung und die Überwindung der be-
stehenden Ausbeutungs- und Unterdrüc-
kungsverhältnisse findet nicht spontan und 
selbstorganisiert – sondern als bewusster 
gesellschaftlicher Akt statt. Dieses Bewusst-
sein, der unbedingte Wille, nicht kapitalisti-
sches Elend zu verwalten, nicht eine demo-
kratische Selbstverwaltung von Fabriken, 
Staat usw. unter sozialistischem Deckman-
tel innerhalb bürgerlicher Verhältnisse zu 
praktizieren, sondern alle ökonomischen 
und politischen Schranken der bürgerli-
chen Gesellschaft zu durchbrechen und 
zu zerschlagen, kann nur von einer kom-
munistischen Organisation entwickelt und 
ausgedrückt werden – und in den sozialen 
Auseinandersetzungen einer großen Masse 
der lohnabhängigen Bevölkerung vermit-
telt werden. Nicht zu vergessen, dass staat-
liche, bürgerliche und offen reaktionäre Or-
ganisationen stets versuchen werden, pro-
gressive Bewegungen sowie Aufstände zu 
instrumentalisieren, abzuwürgen oder mit 
offener Repression zu zerschlagen und wir 
ihnen nicht das Feld überlassen dürfen.
Es erscheint uns überflüssig – weil selbstver-
ständlich – zu betonen, dass die gewalti-
gen Aufgaben, die in einer revolutionären 

Situation vor uns liegen (vor und nach der 
Eroberung der politischen Macht), nicht 
einfach mal so eben mit gutem Willen er-
füllt werden können, sondern nur durch 
eine theoretisch gefestigte wie praktisch 
erfahrene Organisation.

Hierzu ist eine Organisierungsdebatte not-
wendig und wir sind prinzipiell bereit, diese 
mit allen Personen und Gruppierungen zu 
führen, die ein ernsthaftes Interesse daran 
haben.

Mit dem NAO-Prozess war es aufgrund der 
Offenheit und Diskussionsbereitschaft mög-
lich, eine solche Debatte anzustoßen so-
wohl intern als auch darüber hinaus in einer 
gewissen linken Öffentlichkeit – trotz unter-
schiedlicher politischer Vorstellungen. Zum 
damaligen Zeitpunkt war mit der SIB, die 
über unterschiedliche Fraktionen verfügte, 
der SOKO, scharf links, der RSO, dem RSB, 
trend online, unserer Gruppe und später 
der GAM, paeris und IBT eine gewisse Breite 
des linksradikalen Spektrums vertreten – mit 
der Hoffnung, dass sich noch weitere Grup-
pen an der Diskussion beteiligen könnten.

Auch wenn das Ziel des Organisationsauf-
baus von Anfang an eine gewagte Heraus-
forderung darstellte, war es für uns bereits 
ein Erfolg, dass sich überhaupt eine gewisse 
Anzahl politischer Gruppierungen für einen 
kommunistischen Organisierungsprozess 
zu interessieren schien und dies außerdem 
von außen beobachtet und diskutiert wur-
de. Uns als Gruppe haben die Diskussio-
nen und Auseinandersetzungen ebenfalls 
weitergebracht, da sie einerseits Probleme 
und Grenzen aufgezeigt haben und wir an-
dererseits „gezwungen“ waren uns selber 
intensiv mit dieser Frage zu beschäftigen. 
Diese Auseinandersetzungen, die Hoffnun-
gen, es könnte eine inhaltliche Klärung 
stattfinden und es könnte tatsächlich mehr 
als ein loser Zusammenschluss entstehen, 
wenn auch keine „kommunistische Kader-
partei“, waren die Gründe, weshalb wir uns 
an dem Prozess beteiligt haben.
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4. Die weitere Entwicklung des 
NAO-Prozesses
Als wir zu Beginn zum NAO-Prozess hinzuge-
stoßen sind, gab es eine Verständigungsde-
batte über die gemeinsamen Inhalte und 
die künftige Ausrichtung des NAO-Prozes-
ses, auf deren Grundlage wir gemeinsam 
politisch zusammenarbeiten wollten und 
über die Art und Weise, wie wir gemeinsam 
wahrnehmbar in die Öffentlichkeit treten 
könnten. Das „Na endlich“-Papier war zwar 
als Einstieg in die Diskussion geeignet, stellte 
sich jedoch schnell als zu allgemein und un-
zureichend heraus.

So wurde zum einen eine Diskussion über 
die „Essentials“ (eine Sammlung gemein-
samer theoretischer Grundlagen und Wi-
dersprüche) initiiert, zum anderen gab es 
die Idee, regelmäßig in den verschiedenen 
Städten öffentliche Treffen unter dem Titel 
„Plena der subjektiven RevolutionärInnen“ 
zu organisieren. Im weiteren Verlauf fand 
2012 eine NAO-Sommerdebatte statt, auf 
der mit unterschiedlichen Workshops über 
grundlegende Fragen des NAO-Prozesses 
gemeinsam diskutiert wurden. Zu den ge-
nannten Plena wurde nicht eingeladen. 
Auch (andere) öffentliche Veranstaltungen 
des (bzw. zum) NAO-Prozess fanden im Jahr 
2012/13 kaum statt. Innerhalb der Berliner 
und Potsdamer Gruppen wurde aber be-
schlossen, sich in regelmäßigen Abständen 
zusätzlich zum bundesweiten NAO-Prozess 
zu treffen, um den Prozess vor Ort theore-
tisch und praktisch voranzutreiben. Daraus 
entstanden die Ideen, sich gemeinsam an 
Aktionen und Demonstrationen zu beteili-
gen und ab 2013 monatlich so genannte 
Jours Fixes zu organisieren. Es gab unter an-
derem folgende gemeinsame Aktivitäten:

- M31 2012 in Frankfurt/Main
- Blockupy 2012 in Frankfurt/Main
- UmFAIRteilungs-Demo 2012 in Berlin
- 14. November 2012: Europaweiter Gene-
ralstreik, Demo in Berlin
- Januar 2013: Gemeinsame Intervention 
auf der LLL-Demo in Berlin mit Diskussions-
veranstaltung unter dem Motto „Mit Stalin 
und Noske an Karl Liebknecht und Rosa Lu-

xemburg (ge)denken?“ und Beteiligung an 
der Demonstration unter der Parole „Weder 
Noske noch Stalin“�

- kleinere Solikundgebungen zur EU-Krise in 
Berlin
- 1. Mai 2013 in Berlin
- Insgesamt 4 Jours Fixes von Januar bis 
April 2013, u.a. – in Zusammenarbeit mit der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung – zu den März-
Kämpfen 1919.

Im Laufe des Jahres 2012 entstand bei den 
NAO-Gruppen zudem das Bedürfnis, eine 
Art öffentliches Grundsatzpapier zu verab-
schieden, um zu zeigen, wo der NAO-Pro-
zess steht, und um eine positive Ausstrah-
lung nach außen zu erreichen, das so ge-
nannte „Manifest“.

In den Jahren 2012/2013 kamen mit GAM 
und deren Jugendorganisation „Revoluti-
on“, isl, paeris und IBT weitere Gruppen zum 
NAO-Prozess hinzu, während sich SOKO, 
„scharf links“, RSO und die Onlinezeitung 
trend aufgrund mangelnder Kapazitäten, 
geringem Interesse und nicht vorhande-
ner Diskussionsbereitschaft zunehmend aus 
dem Prozess zurückzogen.

Die Sommerdebatte 2012 wurde zu unse-
rem Bedauern nicht inhaltlich ausgewertet 
oder fortgeführt. Anfang 2013 führte die 
Auseinandersetzung mit den „Manifest“-
Entwürfen innerhalb des NAO-Prozesses zu 
konstruktiven und später kontroversen Dis-
kussionen, parallel hierzu liefen die „Essenti-
al“-Diskussionen weiter, sind jedoch in den 
darauf folgenden Monaten eingeschlafen. 
Die Jours Fixes waren anfangs interessant, 
haben aber nicht zu den gewünschten 
inhaltlichen Klärungen geführt und sind 
ebenfalls nicht weiter fortgeführt worden. 
Die gemeinsame Beteiligung an konkre-
ten Demonstrationen oder Kundgebungen 
funktionierte zwar, lief unserer Einschätzung 
nach aber eher schleppend. Einige Grup-

�	  http://www.nao-prozess.de/blog/weder-no-
ske-noch-stalin-va-do-den-10-01-und-aufruf-von-
nao-prozess-gruppen-zum-ll-gedenken/
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pen haben sich schwer getan, sich für „et-
was Gemeinsames“ mit praktischem Enga-
gement einzusetzen, bevor es keine „kon-
krete“ Organisation gibt.

Einen entscheidenden Wendepunkt be-
kam der NAO-Prozess unseres Erachtens 
mit den Manifest-Diskussionen sowie damit 
zusammenhängend mit weiteren internen 
Diskussionen über die gemeinsame prak-
tische Arbeit, die politische Ausrichtung 
einer NAO und den Zeitplan einer Orga-
nisationsgründung. Das Manifest, welches 
anfangs als öffentliches Grundsatzpapier 
gedacht war, wurde von einem Teil der 
am NAO-Prozess beteiligten Gruppen als 
Gründungsdokument einer zu gründenden 
NAO umkonzeptionalisiert (SIB, GAM, Revo-
lution).

Aus den theoretischen wie praktischen 
Schwächen des NAO-Prozesses zogen die-
se Gruppen den unserer Meinung nach fal-
schen Schluss, dass mit einer schnellen Or-
ganisationsgründung zum Einen eine höhe-
re Verbindlichkeit erreicht werden könnte 
und zum Anderen der Prozess nach außen 
wieder attraktiver werden könnte. Hierzu 
wurde mit teils haarsträubenden Argumen-
ten ein hastig konzipierter Zeitplan festge-
legt (bestimmte Gruppierungen und Einzel-
personen, die nur auf uns warten würden 
und sonst weglaufen würden).

Dem gegenüber hat sich in dieser Ausein-
andersetzung ein zweiter Flügel herauskri-
stallisiert – mit unserer Gruppe, paeris, der 
IBT und der Mehrheit des RSB –, der die 
übereilte Organisationsgründung, das dem 
zu Grunde liegende Politikverständnis sowie 
einige weitere politische Differenzen in un-
terschiedlicher Art und Weise kritisiert und 
vor einem baldigen Auseinanderbrechens 
des Prozesses gewarnt hat.

Unserer Auffassung nach macht eine Orga-
nisationsgründung keinen Sinn, bevor keine 
Klärung in einigen grundlegenden Fragen 
stattgefunden und zumindest punktuell 
eine gemeinsame Praxis entwickelt worden 
ist. An einer tiefergreifenden inhaltlichen 
Auseinandersetzung mit den am NAO-Pro-
zess beteiligten Gruppen verloren SIB, GAM 
und Revolution zusehends das Interesse, es 

setzte sich dort „revolutionäre Ungeduld“ 
durch.

Der inhaltliche Klärungsprozess sowie die 
gemeinsame praktische Arbeit kam in Fol-
ge der grundsätzlichen politischen Differen-
zen zum Erliegen.

Dies betrifft auch die Positionierung zum 
Geschlechterverhältnis, über die bis zum 
Dezember 2012 relativ intensiv im NAO-
Prozess diskutiert wurde. Wir hatten bereits 
am 3.10.11 – noch vor unserer offiziellen 
Beteiligung am NAO-Prozess, aber bereits 
im Hinblick auf diese – die Veranstaltung 
„Perspektiven feministischer Organisierung 
nach dem Slutwalk“10 organisiert.  Die SIB 
hatte zuvor schon relativ ausführlich auf 
Kritik an den geschlechterpolitischen Aus-
führungen im „Na endlich“-Papier geant-
wortet.11 Die Onlinezeitung „trend“ veran-
staltete am 5. März 2012 ein Gespräch zwi-
schen GenossInnen von RSO und RSB zum 
Thema „Keine Revolution ohne Dekonstruk-
tion?!“. Wir hatten zwei Tage später einen 
Roten Abend zum Thema „Geschlecht & 
Krise“ veranstaltet, bei dem die Basisgrup-
pe Antifa aus Bremen sowie die Sozialwis-
senschaftlerin Gabriele Winker referierten.12 
Letztere hielt auch den Eröffnungsvortrag 
bei der NAO-Sommer-Debatte 2012.13 Im 
Dez. 2012 folgte ein Roter Abend zum The-
ma „Feministische Politik in revolutionären 
Zusammenhängen“.14

10 Vgl. den Bericht: http://arschhoch.blogsport.
de/2011/10/06/veranstaltungsbericht-feministische-
organisierung/.
11 http://arschhoch.blogsport.de/2011/07/28/
von-quietscheenten-liebesbeziehungen-und-
fidelio-zum-stand-der-oekumenischen-initiative-
aus-dem-ratskeller-schoeneberg/ (Abschnitt 
„Dekonstruktivistischer Marxismus?“ und die 
folgenden Abschnitte).
12 http://www.nao-prozess.de/blog/economy-is-a-
gender-issue/.
13 http://www.nao-prozess.de/blog/eroeffnungsple-
num-kapitalismuskritik-aus-feministischer-perspek-
tive-am-beispiel-der-care-oekonomie/.
14 http://www.nao-prozess.de/blog/mi-5-12-20-h-
berlin-feministische-politik-in-revolutionaeren-zu-
sammenhaengen/ und http://www.nao-prozess.
de/blog/feministische-politik-in-revolutionaeren-zu-
sammenhaengen/.
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Hinzukamen teils produktive, teils entglei-
sende Diskussionen zu dem Thema im blog 
zum NAO-Prozess. Derartige Entgleisungen 
wurde von der SIB um die Jahreswende 
2012/13 zum Anlass genommen den blog 
insgesamt stark administrativ zu regulieren 
und ihm eine Startseite als Verlautbarungs-
organ voranzustellen, was die online-Diskus-
sion im NAO-Prozess – nicht nur in Sachen 
Geschlechterverhältnis – weitgehend zum 
Erlahmen brachte.

In der Manifest-Diskussion einigten sich SIB 
und GAM sehr schnell darauf, dass es im 
Manifest zwei unterschiedliche Abschnit-
te zum Geschlechterverhältnis geben soll: 
einer verfasst von der GAM; der andere 

verfasst von Genossen der SIB und des RSB. 
Dadurch wurde eine kontroverse Debatte 
über dieses Thema im Rahmen der Mani-
fest-Diskussion weitgehend umgangen. Auf 
Kritik an dem nebenwiderspruchs-theoreti-
schen Satz im Konsens-Teil des Manifestes, 
der die „Unterdrückung der Frauen“ als 
„alte[s] Erbe der Klassengesellschaften“ 
bezeichnet, wurde von den Manifest-Auto-
ren nicht geantwortet.

Auffällig ist auch, dass SIB und GAM zu The-
men, die ihnen wichtiger als das Geschlech-
terverhältnis sind, nicht bereit waren, unge-
klärte bzw. widersprüchliche Positionen im 
Manifest nebeneinander stehen zu lassen.

5. Warum der NAO-Prozess in seiner 
jetzigen Form gescheitert ist

Anfangs war der NAO-Prozess als „ergeb-
nisoffen“ mit dem Ziel des Aufbaus eines 
kommunistischen Projektes konzipiert wor-
den. Daran anknüpfend hatten wir trotz al-
ler Bedenken die Hoffnung, dass es mit den 
beteiligten Einzelpersonen und Gruppen 
möglich wäre, einen dringend notwendi-
gen revolutionär-kommunistischen Organi-
sierungsprozess anzustoßen.

In den vertiefenden Diskussionen der ver-
gangenen Monate über die in den Hinter-
grund geratenen „Essentials“ und insbeson-
dere über den Entwurf sowie die Zielrich-
tung des „Manifestes“ und die daraus re-
sultierenden Vorstellungen über den Cha-
rakter und den Zeitplan der zu gründenden 
Organisation haben sich jedoch mehr und 
mehr grundsätzliche politische Probleme 
herauskristallisiert. Deshalb ist der NAO-Pro-
zess in seiner bisherigen Form unserer Ein-
schätzung nach gescheitert.

Die inhaltlichen Differenzen sind für uns kei-
ne theoretisch-abstrakten Spitzfindigkeiten; 
in ihnen drücken sich grundsätzlich unter-
schiedliche Vorstellungen aus, was Analyse 
und Kritik der bestehenden Ausbeutungs- 

und Unterdrückungsverhältnisse betrifft 
sowie die revolutionäre Organisierung zur 
Überwindung derselbigen. Weiterhin ha-
ben die vorhandenen Differenzen unmittel-
bare Auswirkungen auf die Art und Weise, 
wie wir Alltagspolitik betreiben wollen (Fra-
ge der politischen Taktik), auf die Einschät-
zung der aktuellen Lage (die angeblich auf 
uns wartenden Massen) und welchen Sinn 
und Zweck und welchen Charakter die 
NAO haben soll.

Worin liegen die unüberbrückbaren inhalt-
lichen Differenzen?

Für uns ist es sehr wichtig, eine Debatte über 
Sinn und Zweck sowie den Charakter einer 
kommunistischen Organisierung zu führen. 
Diese Diskussion, die wir im Rahmen des 
NAO-Prozesses mit anderen Gruppen ge-
führt haben, hat uns als Gruppe inhaltlich 
weitergebracht, da wir uns mit bestimmten 
Fragen und Problemen auseinandergesetzt 
haben. Da diese Diskussion nicht im luftlee-
ren Raum, sondern in einer zumindest klei-
nen Öffentlichkeit stattfand, hat dies unse-
rer Meinung nachhaltig die Phantasie und 
die Gedanken der an der Diskussion betei-
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ligten und zuhörenden Personen und Grup-
pierungen nach vorne gebracht.

Einige der Differenzen sind, obwohl wir sie 
für problematisch halten, überbrückbar. 
Wir haben das innerhalb des NAO-Prozes-
ses auch so diskutiert, dass in bestimmten 
Fragen auch unterschiedliche Positionen 
nebeneinander stehen können. Bei an-
deren Positionen wird dies schwierig bis 
unmöglich, z.B. Mitarbeit in der Linkspartei 
oder „nur“ „kritische“ Wahlunterstützung für 
die Linkspartei oder Ablehnung der positi-
ven Bezugnahme auf Parlamentswahlen. 
Insbesondere, wenn es kontroverse Auf-
fassungen über Sinn und Zweck sowie den 
grundsätzlichen Charakter der NAO gibt, 
macht ein gemeinsamer Organisierungs-
prozess wenig Sinn.

Wir wollen an dieser Stelle einige der unse-
rer Meinung nach wesentlichen Differenzen 
darlegen und gleichzeitig auch die Proble-
me aufzeigen, die mit bestimmten Positio-
nen und Politikverständnissen verbunden 
sind.

a) Falsche Einschätzung der gesellschaft-
lichen Situation, gesellschaftlicher Kämpfe 
und des Bewusstseins der ausgebeuteten 
Klasse
Hier ein paar kurze Zitate aus dem Manifest 
des übrig gebliebenen Teils des NAO-Pro-
zesses, die exemplarisch für die Einschät-
zung der aktuellen Lage und das Politikver-
ständnis von vor allem GAM und SIB in den 
bisherigen Diskussionen stehen.

„20 Jahre nach dem vermeintlich endgülti-
gen Sieg des ‚besten aller Gesellschaftssy-
steme‘ sind die LobrednerInnen der Markt-
wirtschaft, der kapitalistischen Globalisie-
rung und der bürgerlichen Demokratie lei-
ser geworden“ (S. 3). Gleichzeitig wird von 
einer „Krise...der Legitimation“ (S. 5) des 
Kapitalismus gesprochen.

„...denn dazu braucht es ein grundlegend 
anderes System von Produktion und Vertei-
lung, welches ihnen ihre Macht und ihren 
Reichtum entziehen würde. Von alleine 
wird sich deshalb [an diesen Zuständen] 
gar nichts ändern. Immer mehr Menschen 

erkennen das: Die Streikenden in Madrid 
und Lissabon, die Protestierenden in Athen 
und Rom und die Menschen, die im ‚Ara-
bischen Frühling‘ ihre Potentaten gestürzt 
haben.“ (S. 3)

Diese Sätze legen folgendes nahe:

1. Der Kapitalismus befände sich in einer 
tiefgreifenden und grundlegenden Legiti-
mationskrise.

2. Die Protestierenden in Südeuropa und 
im arabischen Raum werden trotz völlig 
unterschiedlicher Forderungen und politi-
scher Interessen in einen Topf geworfen. Sie 
hätten erkannt, dass wir eine andere Ge-
sellschaftsordnung benötigen und gingen 
deshalb in revolutionärer Manier auf die 
Straße, um diese zu erkämpfen.

Es ist weder so, dass sich die bestehende 
Gesellschaft in einer besonderen Legitima-
tionskrise befindet oder nun ein Großteil der 
ausgebeuteten Bevölkerung diese Verhält-
nisse auch nur in Frage stellen würde. Noch 
wollen die Menschen, die derzeit auf die 
Straße gehen, irgendetwas grundlegend 
an diesen Zuständen ändern. Sie wollen, 
wie in Südeuropa, das gerne bemüht wird, 
einen Job haben und hierfür eine einiger-
maßen „vernünftige“ Bezahlung bekom-
men. Die „Revolutionen“ im arabischen 
Raum sind keine homogenen, geschwei-
ge denn revolutionären Bewegungen. Hier 
handelt es sich um einen Machtkampf zwi-
schen unterschiedlichen bürgerlichen Frak-
tionen der alten Regime und des moder-
neren und aufstrebenden oder des reak-
tionären Teils der nationalen Bourgeoisien, 
die als islamistisch, bürgerlich-demokratisch 
oder pro-westlich in Erscheinung treten und 
zwischen sozialen und politischen Interes-
sen der ausgebeuteten und unterdrückten 
Klasse einschließlich antipatriarchaler und 
antirassistischer Kämpfe.

Die Tatsache, dass ein Großteil der ausge-
beuteten Klasse einschließlich der Frauen 
und Migrant_innen den Kapitalismus gar 
nicht überwinden möchte, liegt nicht al-
leine an der ideologischen „Manipulation“ 
durch den Staatsapparat, seiner Institu-
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tionen oder der politisch und ökonomisch 
vom bürgerlichen Regime15 abhängigen 
Medien. Der bürgerliche Alltagsverstand 
reproduziert sich auch durch die Verhält-
nisse selber und dadurch, dass auch das 
Proletariat ein (unmittelbares) Interesse 
am Verkauf der eigenen Arbeitskraft hat 
und sich mit den bestehenden Verhältnis-
sen arrangiert. Das erklärt im Übrigen auch, 
warum es nicht nur die „Gewerkschaftsfüh-
rung“ oder reformistische Parteien sind, die 
die „Arbeiter_innenklasse verraten“, son-
dern die Klasse bei dem Spiel auch selber 
mitspielt.16

Das bedeutet nicht, dass nicht einige der 
Kämpfe unterstützenswert und progres-
siv sind: Von einer tiefgreifenden Legiti-
mationskrise des Kapitalismus oder dem 
Wunsch nach revolutionärer Veränderung 
kann aber beim besten Willen keine Rede 
sein! Vielmehr handelt es sich selbst beim 
progressiven Teil der Kämpfe lediglich um 
den Versuch, unmittelbare soziale Verbes-
serungen innerhalb der bestehenden Ge-
sellschaft durchzusetzen.

Die Aufgabe von Kommunistinnen und 
Kommunisten besteht daher nicht darin, 
diesen Protesten hinterherzulaufen und sie 
zu hypen, sondern – soweit sie einen eman-
zipatorischen Charakter haben – sie zu un-
terstützen, sie zu analysieren und die Gren-
zen und Probleme aufzuzeigen, an welche 
sie unweigerlich stoßen werden bzw. be-
reits jetzt stoßen und kommunistische Posi-
tionen in sie hineinzutragen. In den südeu-
ropäischen Ländern werden die Sparpro-
gramme trotz abgefeierter Massenproteste 
15 Das bürgerliche Regime ist für uns nicht eine 
Regierung Merkel, Obama usw., sondern das Zu-
sammenspiel bürgerlicher Herrschaft aus ökono-
mischen und politischen Interessen der kapitalisti-
schen Klasse.
16 „Wir glauben, dass das kapitalistische Herr-
schaftsverhältnis damit nicht zutreffend beschrie-
ben ist, und das ist keine akademische Frage, son-
dern eine der sich daraus ergebenden Taktik. Wenn 
die Lohnabhängigen die kapitalistische Herrschaft 
nicht nur erdulden, sondern auch mittragen und gut 
heißen, dann muss man das erst mal als Verhalten 
denkender Subjekte zur Kenntnis nehmen.“ (aus 
einer Stellungnahme von paeris, die wir in diesem 
Punkt teilen).

bislang – bestenfalls abgemildert  – durch-
gedrückt. In den Ländern des „arabischen 
Frühlings“ ändert sich an den realen Le-
bensbedingungen der lohnabhängigen 
Bevölkerung, der Frauen und der Migrant_
innen bislang ebenfalls wenig; die islamisti-
sche Gefahr droht sogar zu einer massiven 
Verschlechterung der realen Lebenssituati-
on – insbesondere für proletarische Frauen 
– verglichen mit vor den „Revolutionen“ zu 
führen. Uns wurde in der Diskussion bereits 
Schwarzmalerei vorgeworfen, aber darum 
geht es uns nicht, sondern um eine REALI-
STISCHE Einschätzung der gegenwärtigen 
Lage und darum, dementsprechend Hand-
lungsperspektiven aus kommunistischer 
Sicht zu entwickeln.

b) Organisation der Revolutionär_innen 
oder klassenkämpferisches Bündnis?
Die hier kritisierte politische Sichtweise hat 
Auswirkungen auf eine ganze Reihe weite-
rer politischer Fragen. Von zentraler Bedeu-
tung ist wie bereits geschrieben die Frage, 
zu welchem Zweck wir eine NAO überhaupt 
gründen wollen.

Wir haben innerhalb des NAO-Prozesses 
über den besagten Manifest-Entwurf und 
der zugrunde liegenden Einschätzung der 
gesellschaftlichen Situation und gesell-
schaftlicher Kämpfe diskutiert – wir sowie ei-
nige andere Gruppen haben hierzu interne 
Stellungnahmen abgegeben. Unserer Mei-
nung nach ist es ein Problem, dass einige 
Gruppen sehr schnell dabei sind, jeder Be-
wegung hinterherlaufen und dort die neue 
„Avantgarde“ sehen. Wir sehen hier einen 
grundlegenden methodischen Fehler eini-
ger trotzkistischer Genoss_innen17.

17 „Ihre [Die der IV. Internationale] verschiedenen 
Manöver, um die Massen in einer konterrevolutionä-
ren Periode ‚zu erobern‘ und die dadurch bedingte 
Nachtrabpolitik, ihre Suche nach immer neuen Mas-
senavantgarden in allen möglichen Gesellschafts-
schichten, ihre Entdeckung von immer neuen ‚de-
generierten‘ Arbeiterstaaten im Schlepptau der 
zaudernsten nationalen Bourgeoisien der ‚dritten 
Welt‘, das alles bringt nachträglich eine zusätzliche 
Bestätigung dafür, dass - um mit Trotzki zu reden 
- die Wirklichkeit keinen theoretischen Fehler ver-
zeiht“ (Über die Internationale Kommunistische Par-
tei, www.sinistra.net/els/sup/intkompard.html).
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Es wird dem Proletariat (oder angeblich 
mit ihm verbündeten Kräfte, z.B. nationalen 
Bourgeoisien) ein Bewusstsein oder Interes-
se unterstellt, welches es im Normalfall gar 
nicht hat18. Demnach müssten nur soziale 
Proteste initiiert werden, damit unsere Klas-
se endlich ihre Ketten zerreißen und die so-
ziale Revolution durchführen würde, unter-
stützt von der NAO.

Damit würde sich die NAO faktisch auf die 
Initiierung und Unterstützung einer mög-
lichst breiten Protestbewegung, die aus 
sich heraus ein revolutionäres Bewusstsein 
entwickeln würde, beschränken. Wir ha-
ben dies in den bisherigen Diskussionen als 
eine Form von Arbeitertümelei19 kritisiert. Die 
NAO würde somit im „Erfolgsfall“ lediglich 
Bewegung spielen und in der Bewegung 
bzw. im bürgerlichen Staat untergehen wie 
Sozialdemokratie, K-Gruppen und viele an-
dere zuvor.

In den Diskussionen der letzten Monate wur-
de diese Sichtweise von Genoss_innen aus 
SIB und GAM entschieden zurückgewie-
sen. Jedoch macht gerade der künstliche 
und zeitweise skurril begründete Zeitdruck 
(Kontakte zu Genoss_innen, die uns die Tü-
ren einrennen würden, gerne bei uns mit-
machen würden, ein hohes Interesse hät-
ten usw.), mit dem nun die Gründung der 
NAO gefordert wird, eines deutlich: Einmal 
mehr wird die strategische Ausrichtung (In-
18 „Wir haben gesagt, daß die Arbeiter ein sozial-
demokratisches Bewußtsein gar nicht haben konn-
ten. Dieses konnte ihnen nur von außen gebracht 
werden. Die Geschichte aller Länder zeugt davon, 
daß die Arbeiterklasse aus eigenen Kräften nur ein 
trade-unionistisches Bewußtsein hervorzubringen 
vermag“ (Was tun? (1902), LW, Bd.5, S. 385-386).
19 Der Operaismus, die italienische autonomia ope-
raia (Selbstverwaltung der Arbeiter), treibt diese 
spontaneistische Auffassung auf die Spitze, dem-
nach nur die Selbstorganisierung unserer Klasse 
gefördert werden müsse. In diesem Punkt sind be-
sagte trotzkistische Gruppen, Anarchist_innen und 
Rätekommunist_innen ideologisch auf demselben 
Holzweg unterwegs. Der nächste Schritt ist dann, 
der Arbeiter_innenklasse nach dem Mund zu reden 
und schließlich sich dem Diktat der Rätedemokratie, 
„dem Willen der Massen“ unterzuordnen statt „der 
entschiedenste, immer weitertreibende Teil“ (Marx/
Engels: Kommunistisches Manifest) zu sein und die 
Massen revolutionär zu erziehen (Lenin).

halte und Charakter) einer revolutionären 
Organisation dem Druck tagespolitischer 
Ereignisse (Eurokrise, angeblich vorrevolu-
tionäre Situation, nervös wartende Massen 
usw.) untergeordnet20. Für uns hat diese 
Vorgehensweise nichts mit revolutionärer 
Politik gemein, sondern sie ist Ausdruck von 
revolutionärer Ungeduld und endet in Be-
wegungstümlerei.

Um es klar zu stellen: Wir sind gar nicht da-
gegen, gewerkschaftliche, klassenkämpfe-
rische und soziale Strukturen zu unterstützen 
und aufzubauen. Es ist sogar stets ein zen-
traler Bestandteil unserer politischen Arbeit 
(Hartz-IV-Proteste, Mayday, Klassenkampf-
block etc.).

Nur macht es nach unserer Meinung keinen 
Sinn, das „kommunistische Projekt“ NAO zu 
einer breiten klassenkämpferischen Orga-
nisation umzuwidmen, einer Art „radikales 
Organizing21“. Es werden hier 2 Organisie-
rungsansätze miteinander vermischt, die 
unterschiedlicher Natur sind: politische und 
ökonomische Organisation.22

Diese beiden Punkte a) und b) haben dann 
auch bei einem Teil der am NAO-Prozess 
beteiligten Gruppen dazu geführt, dass 
nun unter großem Zeitdruck versucht wird, 
eine NAO als Organisation aus dem Bo-

20 Wir müssen an dieser Stelle noch einmal auf un-
sere Kritik am „na endlich“-Papier am Anfang dieses 
Textes hinweisen, in dem dieser Fehler bereits an-
gelegt war.
21 Der Begriff Organizing kommt aus den Gewerk-
schaften und bezeichnet den Aufbau gewerkschaft-
licher Strukturen und die Unterstützung sozialer 
Kämpfe.
22 Wie Lenin treffend über einen fiktiven Dialog zwi-
schen zwei – einem revolutionären und einem refor-
mistischen – Sozialdemokraten seiner Zeit (damals 
nannte sich auch Lenin selbst noch „Sozialdemo-
krat“) sagte: „Deckt sich für einen Sozialdemokraten 
der Begriff politischer Kampf mit dem Begriff ‚öko-
nomischer Kampf gegen die Unternehmer und ge-
gen die Regierung’, so ist natürlich zu erwarten, daß 
der Begriff ‚Organisation der Revolutionäre’ sich für 
ihn mehr oder weniger mit dem Begriff ‚Organisa-
tion der Arbeiter’ decken wird. Und das geschieht 
tatsächlich, so daß wir buchstäblich verschiedene 
Sprachen sprechen, wenn wir über Organisation re-
den.“ (Lenin: was tun).
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den zu stampfen, um den wartenden Mas-
sen endlich etwas Vorzeigbares anbieten 
zu können; die inhaltlichen Widersprüche 
sollen hierbei unter den Teppich gekehrt 
werden. Wir lehnen diese Art von aktioni-
stischer Bewegungspolitik entschieden ab 
und halten am Aufbau einer kommunisti-
schen Organisation fest, die diesen Namen 
auch verdient!

Im Folgenden ein paar weitere Kritikpunkte, 
die wir im Rahmen der inhaltlichen Diskus-
sion am Manifest gegenüber dem NAO-
Schnellgründungs-Flügel vertreten:

c) Demokratiefetisch
Im Manifest wird von Rätedemokratie und 
sozialistischer Demokratie geschrieben; 
schon dies finden wir falsch: Wie oben 
bereits gezeigt, ist eine Revolution keine 
demokratische Veranstaltung, wo „die 
Mehrheit“ entscheidet, sondern, wie En-
gels sagte, „das autoritärste Ding, das es 
gibt; sie ist der Akt, durch den ein Teil der 
Bevölkerung dem anderen Teil seinen Wil-
len vermittels Gewehren, Bajonetten und 
Kanonen, also mit denkbar autoritärsten 
Mitteln aufzwingt“23. Umso mehr lehnen wir 
eine positive Bezugnahme auf Demokratie 
schlechthin und ein Anbiedern an die Rede 
von „authentischer“, „realer“ und „echter 
Demokratie“ entschieden ab. Es gibt nicht 
„die echte Demokratie“, sondern gegen-
sätzliche Interpretationen des Wortes „De-
mokratie“, die immer an die Interessen kon-
kreter gesellschaftlicher Gruppen (class, 
race, gender) gebunden sind. Statt der 
pauschalen und unkritischen Bezugnahme 
auf Demokratie schlechthin halten wir für 
notwendig, zu hinterfragen, wie Bewusst-
sein und Willensbildung zustande kommen.

Wir sehen hier vor allem 3 Probleme:

1. Das Bewusstsein der Mehrheit der Bevöl-
kerung ist in der Regel bürgerlich

Die Wirkungsmächtigkeit der bürgerlichen 
Lebensrealität (Verkauf der Arbeitskraft ge-
gen Lohn, Tauschen im Supermarkt usw.) 

23 Friedrich Engels in: Von der Autorität, MEW 18, 
Seite 308. Vgl. unsere Kritikpunkte am „na endlich!“-
Papier am Anfang dieses Textes.

reproduziert das bürgerliche Bewusstsein 
auch der Ausgebeuteten und Beherrsch-
ten. Außerdem verfügt die herrschende 
Klasse mit ihren Institutionen (Staat, Medi-
en, Meinungsinstitute) über die ideologi-
schen Möglichkeiten, um die herrschenden 
Diskurse und Ideologien zu dominieren und 
zu verbreiten.

Das führt dazu, dass die große Mehrheit 
unserer Klasse im Normalfall immer Forde-
rungen und Positionen vertritt, die sich im 
Rahmen der bestehenden Gesellschaft 
bewegen. Das Proletariat kämpft für die 
unmittelbaren Bedingungen seiner Existenz, 
für die Verbesserung seiner unmittelbaren 
Lebens- und Arbeitsbedingungen. Dabei ist 
es trotz seines grundsätzlichen Interessens-
gegensatzes zum Kapital in die bestehen-
de gesellschaftlichen Verhältnisse einge-
bunden, da es abhängig vom Verkauf der 
Arbeitskraft und vom Funktionieren kapitali-
stischer Ökonomie ist.

Das Proletariat schafft sich seine eigenen 
ökonomischen wie politischen Organisati-
onsformen, um unmittelbare Forderungen 
besser durchsetzen zu können: Gewerk-
schaften wie reformistische Organisationen 
und Parteien. Der Charakter des DGB ist 
deshalb nicht nur ein Problem der falschen 
Führung, sondern auch des Bewusstseins 
der Mehrheit seiner Mitglieder. Auch ist 
der „Verrat“ von ehemals revolutionären 
Massen-Organisationen ebenso wenig wie 
auch die Gründung von reformistischen Or-
ganisationen einfach nur ein Betriebsunfall, 
sondern auch logische Konsequenz des 
bürgerlichen Bewusstseins der Massen.

„Die Gedanken der herrschenden Klasse 
sind in jeder Epoche herrschende Gedan-
ken, d.h. die Klasse, welche die herrschen-
de materielle Macht der Gesellschaft ist, ist 
zugleich ihre herrschende geistige Macht.“ 
(Marx in der deutschen Ideologie).

Die gesellschaftlichen Akteure sind spon-
tan dazu bereit, das zu tun, was von ihnen 
erwartet wird (frei nach Bourdieu).

2. Sich vom Willen der Mehrheit abhängig 
zu machen, bedeutet, sich von bürgerli-
chen Vorstellungen abhängig zu machen
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Für uns ist es eine politische Frage, dass 
die gesellschaftlichen Kräfte, die sich auf 
Grundlage von revolutionären Positionen 
organisiert haben und Politik machen, auch 
versuchen müssen, sich gesellschaftlich 
durchzusetzen. Dies wird nicht durch ein 
beim-Wort-nehmen von „Freiheit, Gleich-
heit und Brüderlichkeit“ gelingen. Denn 
diese Vorstellung ist keine bürgerliche Lüge, 
sondern sie entspricht gerade dem freien 
und gleichen Warentausch. Genauso we-
nig ist bürgerliche Demokratie ein Verrat 
am demokratischen Prinzip.

Wohin ein unkritisches Verhältnis zu Demo-
kratie führen kann, sehen wir an den Er-
fahrungen der deutschen Rätebewegung 
1918/1919, die zum Teil nicht nur „verraten“ 
oder niedergemetzelt wurde, sondern auch 
ideologisch selber innerhalb der beste-
henden Gesellschaft gefangen blieb (wir 
möchten an dieser Stelle an die Positionen 
der GAM erinnern, die uns nicht entgangen 
sind: „Solche Formen wie ‚Gewerkschaf-
ten’, ‚Räte’ oder ‚der Generalstreik’ sind 
nicht an sich ‚revolutionär’ oder nicht – dies 
hängt vielmehr immer von den Umständen 
ab durch die sie ein mehr oder weniger ge-
eignetes Instrument für den Kampf um die 
Diktatur des Proletariats sind.“24

Wir lehnen es daher ab, Demokratie zu 
einem unumstößlichen Prinzip zu erklären 
oder uns von der bürgerlichen Ideologie 
abhängig zu machen.

Stattdessen halten wir einen revolutionä-
ren Pluralismus in einer sozialistischen Über-
gangsgesellschaft nach dem Vorbild der 
frühen Pariser Kommune und der frühen So-
wjetunion für notwendig.

3. Gesellschaftliche Veränderungen wer-
den erfahrungsgemäß nicht von der Mehr-
heit durchgesetzt, sondern sind eine Frage 
von gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen

Es entspricht schlichtweg nicht unseren hi-
storischen Erfahrungen, dass weitgehen-
de oder gar revolutionäre Veränderungen 

24	  http://www.arbeitermacht.de/rm/rm31/syn-
dikalismus.htm

von einer Mehrheit durchgesetzt werden, 
sondern von einer Avantgarde (im positi-
ven Sinne) gegen den Willen der Mehrheit. 
Beispiele gibt es genügend: Viele Errungen-
schaften der 68er, die durchaus progressi-
ven Charakter haben, waren zu der dama-
ligen Zeit nicht mehrheitsfähig. Aber es gab 
gesellschaftliche Kräfte, die die Macht hat-
ten, diese durchzusetzen. Ebenso war es 
mit der Oktoberrevolution in Russland, oder 
mit einzelnen Errungenschaften der frühen 
Sowjetunion, die sehr progressiv waren (wie 
kollektive Erziehung und Nahrungsversor-
gung), aber damals „einfach so“ von der 
Bolschewiki durchgesetzt wurden.

Von daher ist die Revolution nicht eine 
Frage von Mehrheiten, sondern von ge-
sellschaftlichen Kräfteverhältnissen, und 
wir wären wirklich saublöd, wenn wir die 
Macht hätten, eine Revolution zu machen, 
aber das nicht machen würden oder vor-
her einen Volksentscheid machen würden 
oder sonst was!

d) Verhältnis zum Reformismus
Uns ist das Manifest viel zu positiv in Be-
zug auf Linkspartei und Rifondazione for-
muliert: Etwas mehr Mut zu Abgrenzung: 
die Linkspartei ist von ihrer Konzeption her 
eine reformistische Partei, deren Ziel Regie-
rungsbeteiligung und Mitverwaltung ist. Die 
Tatsache, dass es innerhalb der Linkspartei 
auch einige „subjektive“ Revolutionär_in-
nen und ein paar mehr subjektive Antika-
pitalistInnen gibt, ändert nichts an ihrem 
grundsätzlichen Charakter.

Reformistische Politik stellt zwar einen An-
knüpfungspunkt für revolutionäre Positionen 
dar, ist aber auch ein integratives Element, 
das Illusionen schürt und revolutionäre Kräf-
te bindet.

Das Scheitern der Rifondazione Comuni-
sta in Italien war nicht tragisch, sondern 
folgerichtig, aus vielerlei Hinsicht. Der Wi-
derspruch, sich einerseits revolutionär zu 
geben, aber andererseits reformistische 
Politik im Rahmen des Kapitalismus zu ma-
chen, lässt sich nicht halten. Die Folge ist 
entweder die Aufgabe des revolutionären 
Anspruches oder das Auseinanderbrechen 
an den eigenen Widersprüchen.
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e) Ablehnung einer parlamentarischen Op-
tion

Dies ist im Manifest nicht deutlich genug 
klargestellt.

Ein schrittweiser und friedlicher (meist parla-
mentarischer) Weg zum Sozialismus hat sich 
bisher immer als Desaster herausgestellt.

Hier erscheint es uns noch einmal wichtig, 
auf den Charakter des bürgerlichen Staa-
tes hinzuweisen: Der bürgerliche Staat ist 
zwar auch Repressionsapparat der herr-
schenden Klasse (Lenin), aber seine Funk-
tion ist wesentlich komplexer. Der moderne 
Staat erscheint als eine neutrale Vermitt-
lungsinstanz gegenüber seinen Staatsbür-
ger_innen. Kapitalismus zeichnet sich da-
durch aus, dass es kein persönliches, son-
dern ein gesellschaftliches Herrschafts- und 
Ausbeutungsverhältnis ist, welches auf der 
rechtlichen Gleichbehandlung ungleicher 
Individuen aufbaut. Der praktische Zweck 
der rechtlichen Vermittlung des Staates 
besteht im ungehinderten Gang der kapi-
talistischen Produktion und Reproduktion 
(Paschukanis).

Die Aufgabe des Staates besteht also ver-
einfacht gesagt darin, die bestehenden 
Ausbeutungs- Unterdrückungs- und Eigen-
tumsverhältnisse durch die Gleichbehand-
lung ungleicher Individuen, Vertragsfreiheit 
usw., durch die Gewährleistung von Repro-
duktion und durch Repression zu gewähr-
leisten und aufrechtzuerhalten. Das Ganze 
erscheint wiederum noch komplexer, wenn 
wir berücksichtigen, dass der Staat wieder-
um von einer funktionierenden Wirtschaft 
z.B. aufgrund von Steuereinnahmen direkt 
abhängig ist usw.

Somit ist der Staat nicht einfach ein Instru-
ment in der Hand einer kapitalistischen Klas-
se, welches entrissen und umgestaltet wer-
den muss, sondern Sinn und Zweck des bür-
gerlichen Staates ist der Kapitalismus. Der 
moderne Staat ist mit dem Kapitalismus, mit 
der Verallgemeinerung eines gesellschaft-
lichen (statt vormals persönlichen) Aus-
beutungsverhältnisses entstanden. So wie 
sich Vertragspartner_innen auf dem Markt 

scheinbar gleichberechtigt gegenüberste-
hen und freiwillig Ausbeutung vereinbaren, 
so tritt der Staat auch allen Bürger_innen 
gleich gegenüber. Der bürgerliche Staat ist 
im Grunde die Verrechtlichung kapitalisti-
scher Verhältnisse, ausgestattet mit einem 
Repressionsapparat, um diese bei Bedarf 
auch gewaltsam durchsetzen zu können. 
Und diese Verhältnisse werden notfalls mit 
allen Mitteln durchgesetzt; die Geschich-
te hat gezeigt, dass sich der Staat keines 
Krieges, keiner Diktatur und keines Massen-
mordes zu schade ist, um diese Verhältnis-
se zu sichern. Trotzdem ist es möglich, auf 
den Staat, seine Institutionen und die Ge-
sellschaft Einfluss zu nehmen. Das ist der 
widersprüchliche und integrative Moment 
des Staates, mit dem er alle seine Staats-
bürger_innen innerhalb kapitalistischer Lo-
gik einbezieht. Somit ist es auch möglich, 
Veränderungen – sprich Verbesserungen 
– innerhalb eines sehr begrenzten Rahmens 
zu erreichen. Das ändert aber nichts am 
Grundcharakter bzw. an der Aufgabe des 
bürgerlichen Staates.

Das ist der Grund, warum ein parlamenta-
rischer Weg nicht funktioniert und warum 
der bürgerliche Staat nicht übernommen 
werden kann. Mit dem Ende des Kapita-
lismus hat auch die Stunde seines Staates 
geschlagen! Denn der bürgerliche Staat ist 
nicht einfach ein Staat wie jeder andere, 
sondern die spezifische Ausgestaltung des 
Staates innerhalb kapitalistischer Verhält-
nisse.

f) revolutionärer Bruch – was heisst das?
Dieser Punkt wird im Manifest bewusst offen 
gelassen. Wir sehen hier 2 wichtige Punkte:

1. Erstens Strukturen zu schaffen, die über 
die bestehenden Verhältnisse hinauswei-
sen

D.h. kapitalistische Produktion und Repro-
duktion aufbrechen (z.B. den Verwertungs- 
und Akkumulationsprozess, die Verallge-
meinerung des Tausches und des Geldes 
als allgemeines Tauschäquivalent, die Kon-
kurrenz, die Eigentumsverhältnisse) und de-
ren Ersetzung durch Organe der Selbstver-
waltung von unten.
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2. Emanzipatorische Überwindung des bür-
gerlichen Staates und der kapitalistischen 
Ökonomie sowie der rassistischen und pa-
triarchalen Ausbeutungsverhältnisse

Weder der Kapitalismus noch sein bürger-
licher Staat werden von alleine verschwin-
den. Die ins Wanken geratene kapitali-
stische Gesellschaft und der bürgerliche 
Staat müssen beseitigt, dem Kapitalismus 
der Todesstoß versetzt werden. Ab einem 
gewissen Punkt gesellschaftlicher Umwäl-
zungen verliert der Kapitalismus mehr und 
mehr seine Existenzberechtigung. Die Be-
seitigung des Kapitalismus wird das Re-

sultat sich zuspitzender gesellschaftlicher 
Entwicklungen, aber auch konkreter ge-
sellschaftlicher Auseinandersetzungen und 
Kämpfe sein. Am Ende sind es Menschen, 
die innerhalb bestimmter gesellschaftlicher 
Verhältnisse und Entwicklungen ihre Hand-
lungsoptionen wahrnehmen und somit Ge-
schichte schreiben. Die emanzipatorische 
Überwindung des bürgerlichen Staates und 
des Kapitalismus sowie der rassistischen 
und patriarchalen Ausbeutungsverhältnis-
se erscheint hier als eine bewußte Hand-
lungsoption innerhalb eines revolutionären 
gesellschaftlichen Entwicklungsprozesses.

6. Die weitere Perspektive 
eines kommunistischen 
Organisierungsprojektes

Das Scheitern des NAO-Prozesses ändert für 
uns nichts an der Notwendigkeit des Auf-
baus einer kommunistischen Organisierung. 
Die stattgefundenen Diskussionen sind für 
uns ein erster Schritt in diese Richtung und 
haben zur inhaltlichen Klärung beigetragen 
und wichtige Impulse gegeben. Es ist klar, 
dass das Projekt „kommunistische Organi-
sierung“ nicht ohne Widersprüche, nicht 
ohne auf und ab, nicht in einem einzigen 
Anlauf von statten gehen kann.

Die Gruppen, die sich entschieden haben, 
jenseits der NAO weiterzuarbeiten, befin-
den sich derzeit in gemeinsamen Diskussio-
nen über das wie weiter. Für uns geht es nun 

darum, die NAO-Diskussionen auszuwerten 
und mit allen interessierten Gruppen und 
Personen weiter an einer inhaltlichen Klä-
rung zu arbeiten und eine konkrete politi-
sche Handlungsperspektive daraus zu ent-
wickeln.

Unsere Diskussionen beschränken sich hier-
bei nicht auf das bisherige NAO-Spektrum, 
sondern wir sind auch in Kontakt mit wei-
teren revolutionären Gruppierungen und 
Personen. Im folgenden Jahr 2014 möch-
ten wir z.B. mit Veranstaltungen an den De-
batten der NAO und den mit uns in Kontakt 
stehenden Gruppierungen theoretisch wie 
praktisch anknüpfen.
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